
TEIL A: PLANZEICHNUNG

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

10. 	ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25A BAUGB

Siehe Plan.
Auf Gebäuden mit einer Grundfläche > 100 m² sind Flachdächer und flachgeneigte Dächer bis 10 Grad 
mit einer Substratschicht von ca. 15 cm Stärke extensiv zu begrünen. Eine Nutzung als Dachgarten ist 
zulässig. Dabei ist ein Begrünungssystem zu wählen, welches das dauerhafte und vitale Wachstum von 
Gräsern, Polsterstauden und zwergigen Gehölzen auch während länger anhaltender Hitze- und Trocken-
heitsperioden gewährleistet. Ausgenommen sind hiervon Flächen für technische Dachaufbauten, etc. und 
deren Wartung inkl. Zuwegung. Tiefgaragendächer sind ebenfalls extensiv zu begrünen. 

Stellplätze sind durch Laubbäume im Umfang von je 4 Stellplätze ein standortgerechter mittel- bis groß-
kroniger Laubbaumhochstamm (Sortierung 3 mal verpflanzt, Stammumfang 16 - 18 cm) zu begrünen. An 
den Stellen, an denen aufgrund der Nähe zu einem Gebäude das Pflanzen von mittel- bis großkronigen 
Bäumen nicht möglich ist, kann ausnahmsweise ein schmalkroniger Baum gepflanzt werden. Die Stand-
orte sollen so gewählt werden, dass eine wirksame Verschattung der versiegelten Stellplatzflächen ge-
währleistet ist, sofern dies nicht bereits durch den vorhandenen Baumbestand erfolgt. Die Bäume sind 
dauerhaft zu sichern und Ausfälle durch gleichartige Bäume zu ersetzen.

Bei Baumpflanzungen muss grundsätzlich die offene oder mit einem dauerhaft luft- und wasserdurchläs-
sigen Belag versehene Fläche (Baumscheibe) mindestens 6,0 m² betragen. 

Im Falle beengter Verhältnisse, wie z. B. nahe Stellplätzen, Fahrgassen u. ä. ist die Pflanzgrubenbauweise 
wie folgt auszuführen: Bei offenen Oberflächen von weniger als 6,0 m² oder Pflasterfugenanteil von we-
niger als 15 % sind Belüftungs- und Bewässerungskanäle erforderlich; die Pflanzgrube muss mindestens 
12,0 m³ umfassen und 1,50 m tief sein.  

Bei der Baumarten- bzw. -sortenwahl für die Bäume nahe der Stellplätze ist die aktuelle Straßenbaum-
liste der Deutschen Gartenamtsleiterkonferenz (www. qalk.de) zugrundezulegen.

Bei der übrigen Baumarten- bzw. -sortenwahl ist die folgende Pflanzliste (Vorschlagsliste) zu verwenden:

Corylus colurna – Baumhasel
Fraxinus ornus ‚Rotterdam‘ – Blumen-Esche-Sorte
Liquidambar styracifolia – Amberbaum (Nominatform)
Liquidambar styracifolia ‘Worpelsdorn’ – Amberbaum-Sorte 
Sophora japonica ‘Princeton Upright’ – Schnurbaum-Sorte
Triacanthos ‘sunburst’ – Lederhülsenbaum
Fagus Sylvatica Fastigiata – Säulenbuche
Hainbuchensäulen (z.B. Carpinus betulus ‚Fastigiata‘, f ‚Columnaris‘ oder andere in Form geschnittene 
Sorten)
Platanus x hispanica – Platane 
Tilia cordata ‚Rancho‘ – Kleinkronige Winterlinde

Die Verwendung klein- oder schmalkroniger Arten/Sorten ist nur in begründeten Ausnahmefällen erlaubt.

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind zu begrünen und gärtnerisch zu gestalten. Je an-
gefangene 200 m2 nicht überbauter Grundstücksfläche ist mindestens ein standortgerechter / hei-
mischer Laubbaumhochstamm / Stammbusch zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang 
nach zu pflanzen (Pflanzqualität: 3xv., StU 16/18). Zudem sind je angefangene 200 m2 nicht über-
bauter Grundstücksfläche drei standortgerechte / heimische Sträucher zu pflanzen, dauerhaft zu er-
halten und bei Abgang nach zu pflanzen. Mindestens 50 % der Gehölzpflanzungen, insbesondere der 
Baumpflanzungen, haben durch standortgerechte heimische Arten zu erfolgen.

11.	 ERHALTUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25B BAUGB

Die vorhandenen Bäume innerhalb des Plangebietes, insbesondere die am südlichen Rand des 
Geltungsbereiches befindliche Traubeneiche, sind zu erhalten. Für die Bäume im Plangebiet, die unter 
die Baumschutzsatzung fallen und aufgrund von Bauvorhaben nicht erhalten werden können, ist Er-
satz in Form einer Neupflanzung zu leisten (Pflanzqualität: 3xv., StU 14/16, standortgerechte Laub-
baumhochstämme). Die Ersatzpflanzungen sind, sofern möglich innerhalb des Plangebietes oder alter-
nativ in Abstimmung mit dem Amt für Klima- und Umweltschutz an geeigneten Standorten innerhalb 
des Stadtgebietes auszuführen. Bei der Pflanzung sind die Empfehlungen der FLL (Empfehlungen für 
Baumpflanzungen, Teil 1 - Planung, Pflanzarbeiten, Pflege, 2. Ausg. 2015 sowie Teil 2 - Standortvorberei-
tung für Neupflanzungen, Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen und Substrate, 2. Ausg. 
2010) zu beachten.

Erst nach Prüfung vor genannter Ersatzpflanzungen kann die erforderliche Kompensation nach Baum-
schutzsatzung auch damit geleistet werden, dass pro zu entfernendem Baum eine Zahlung von 1.000,00 
€ an die Landeshauptstadt Saarbrücken geleistet wird. Der Betrag wird von der Landeshauptstadt für die 
Neupflanzung von Bäumen im innerstädtischen Bereich verwendet.

12.	 BEDINGTE ZULÄSSIGKEIT
	 GEM. § 9 ABS. 2 BAUGB

Im Bereich der Altlastverdachtsfläche sind die Vorhaben und Nutzungen gem. § 9 Abs. 2 BauGB erst nach 
Durchführung einer orientierenden Untersuchung nach dem Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) mit 
Gefährdungsabschätzung oder nach Abschluss einer Bodensanierungsmaßnahme zulässig, wenn eine 
Gefährdung empfindlicher Nutzungen auszuschließen ist oder der Verdacht gutachterlich durch einen 
nach § 18 BBodSchG Sachverständigen und Untersuchungsstellen für den Bodenschutz und die Altlas-
tenbehandlung im Saarland/ VSU in der derzeit gültigen Fassung (s. www.resymesa.de) ausgeräumt ist. 
Das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz erteilt die Freigabe.

13.	 GRENZE DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES
	 GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

1.	 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 11 BAUNVO

1.1. SONSTIGES SONDERGEBIET, ZWECKBESTIMMUNG „SENIORENHEIM“ (SO 1 & 2) 

Siehe Plan. 
Gem. § 11 BauNVO wird ein sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Seniorenheim“ festge-
setzt.

Zulässig sind:
1.	 ein Seniorenheim bzw. betreutes Wohnen / Seniorenwohnen mit max. 90 Pflegebetten in Ein- und 

Zwei-Bett-Appartements,
2.	 alle sonstigen für den ordnungsgemäßen Betrieb des Seniorenheims bzw. betreuten Wohnens 

erforderlichen Nutzungen und funktional damit im Zusammenhang stehenden Einrichtungen sowie 
Nebenanlagen.

2.	 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16 - 21A BAUNVO

2.1	 HÖHE BAULICHER ANLAGEN 

Siehe Plan, gem. § 16 Abs. 2 und § 18 BauNVO

Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale Höhe baulicher und sonstiger Anlagen ist die Gebäu-
deoberkante (GOK). Die max. zulässige Gebäudeoberkante im Sonstigen Sondergebiet 1 (SO 1) beträgt 
11,5 m. Die max. zulässige Gebäudeoberkante im Sonstigen Sondergebiet 2 (SO 2) beträgt 8,5 m.

Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder den 
Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut (Wandhöhe). Dachterrassen und Dachgärten sind dar-
über hinaus zulässig. Unterer Bezugspunkt für die maximale Höhe baulicher und sonstiger Anlagen ist die 
Oberkante der angrenzenden Straßenverkehrsfläche (Viktor-Tesch-Allee), gemessen an der straßenseiti-
gen Gebäudemitte.

Die zulässige Gebäudeoberkante (GOK) kann durch untergeordnete Bauteile (technische Aufbauten etc.) 
auf max. 10 % der Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 2,0 m überschritten werden, wenn ein Abstand 
von mind. 1,5 m bis zur Gebäudekante eingehalten wird. Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. 
der zum Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile kann die zulässige Oberkante überschritten wer-
den, wenn ein Abstand von mind. 2,0 m bis zur Gebäudekante eingehalten wird. Dachaufbauten auf 
den Vollgeschossen sind unzulässig, wenn ein Staffelgeschoss errichtet wird. Eine Überschreitung der 
Gebäudeoberkante für die Errichtung von Werbeanlagen ist nicht zulässig.

2.2	 GRUNDFLÄCHENZAHL (GRZ)

Siehe Plan. 
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO und § 17 
Abs. 2 BauNVO auf 0,4 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von

1.	 Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2.	 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3.	 baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 

wird,

mitzurechnen.

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festgesetzte GRZ durch Stellplätze mit ihren Zufahrten, durch 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und durch bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird (§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) bis zu einer GRZ 
von 0,6 überschritten werden. 

2.3	 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE

Siehe Plan. 
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 BauNVO und § 20 BauNVO als Höchstmaß festgesetzt. 
Kellergeschosse sind auf die Zahl der Vollgeschosse nicht anzurechnen (§ 21 a Abs. 1 BauNVO).

3.	 BAUWEISE
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 22 BAUNVO

Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 4 BauNVO eine abweichende Bauweise (a) festgesetzt. Demnach sind 
auch Gebäude mit einer Länge von über 50 m zulässig.

4.	 ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dürfen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. 

Demnach sind die Gebäude innerhalb des im Plan durch Baugrenzen definierten Standortes zu errichten. 
Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart nicht widersprechen (z. B. Wege, Terrassen, Sitzgruppen, 
Müllsammelplätze). 

Die Ausnahmen des §  14 Abs.  2 BauNVO gelten entsprechend. Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, 
soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können.

5. 	 STELLPLÄTZE UND NEBENANLAGEN
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Stellplätze und Nebenanlagen sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Stellplätze sind ebenfalls innerhalb der entsprechend 
gekennzeichneten Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung; hier: Öffentliche und private Stellplätze 
zulässig. Fahrradabstellanlagen, Zugänge, Wege, Rampen, Notausgänge, Zufahrten zu Stellplätzen und 
für Rettungsfahrzeuge, Anleiterflächen und weitere Erschließungselemente sowie Optionsflächen für 
Lüftungsschächte dürfen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche errichtet werden.

6.	 ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

7.	 VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: VIER ÖFFENTLICHE UND VIER 
PRIVATE STELLPLÄTZE

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.
Innerhalb der entsprechend gekennzeichneten Fläche sind sowohl vier öffentliche als auch vier private 
Stellplätze zulässig.

8.	 ANSCHLUSS AN DIE ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE, HIER: EIN- UND 
AUSFAHRTBEREICH ÜBER DEN FUSSWEG

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB
	

Siehe Plan. 
Ein- und Ausfahrten über den Fußweg sind nur in dem entsprechend gekennzeichneten Bereich entlang der 
Viktor-Tesch-Allee zulässig.

9.	 MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND 
LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Die Rodung bzw. der Rückschnitt von Gehölzen zur Freimachung von Baufeldern wird auf den Zeitraum 
von 01. November bis 29. Februar beschränkt. Die Rodungsarbeiten sowie der Abtrag von Gehölzen 
erfolgen damit außerhalb der Vogelbrutzeit bzw. im Winterhalbjahr, wodurch ein Verlust von Vogelbruten 
verhindert wird. 

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB I.V.M. BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:
1.	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. August 2020 (BGBl. I S. 1728).

2.	 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786).

3.	 Verordnung über die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057).

4.	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 
(BGBI. I S. 306).

5.	 Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 
306).

6.	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Was-
serhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1408). 

7.	 § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 8/9. Dezember 2020 (Amtsbl. I S. 1341).

8.	 Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 
des Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04. De-
zember 2019 (Amtsbl. I 2020 S. 211).

9.	 Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 13. Februar 2019 
(Amtsbl. I S. 324).

10.	Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358).

11.	Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. 
I S. 324).

12.	Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 
2393).

13.	Saarbrücker Baumschutzsatzung – BSchS, Satzung 
über den Schutz der Bäume in der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken vom 26. September 2017.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Verfahren
•	 Der Bebauungsplan Nr. 242.06.00 „Viktor-Tesch-Allee“ ersetzt den Fluchtlinienplan aus dem Jahr 1931.
Hochwasserschutz / Starkregen
•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund von 

Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Die mögliche Betroffenheit und Vorbeu-
gemaßnahmen zur Vermeidung von Schäden und zur Minimierung von Risiken können mit dem Zentralen 
Kommunalen Entsorgungsbetrieb (ZKE)  abgestimmt werden.

•	 Westlich des dargestellten Baufeldes ist die Oberfläche höhenmäßig so auszubilden, dass bei Starkregen der 
Abfluss des Niederschlagswassers nicht behindert wird.

Artenschutz
•	 Die Anbringung von Nisthilfen für Gebäudebrüter und Fledermausflachkästen an bzw. in der Fassade von 

Neubauten wird empfohlen.
Altlasten
•	 Sind im Planungsgebiet weitere Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei 

späteren Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saar-
ländisches Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz 
in seiner Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

Denkmalschutz
•	  Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hin-

gewiesen. Auf § 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) wird ebenfalls hingewiesen.
Baumschutz
•	 Die zu erhaltenden Bäume sind während der Bauphase durch Vegetationsschutzmaßnahmen gem. einschlä-

giger Regelwerke zu schützen.
Baumschutzsatzung
•	 Die Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Saarbrücken ist in der aktuell gültigen Fassung zu beachten.
Brandschutz
•	 Bemessungsgrößen für Löschwasser sind der Information der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuer-

wehren (AGBF) und des Deutschen Feuerwehrverbandes (DFV) in Abstimmung mit den Arbeitsblättern 400-1 
und 405 des Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW), zu entnehmen. Weiterhin ist bei der Gebäude-
nutzung bzw. Standortplanung die Richtlinie „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ zu beachten. Bei 
einer Festlegung von Baumstandorten ist die Notwendigkeit einer Anleiterung am Objekt zu prüfen. Bei 
Festlegungen von Parkflächen sind ebenso die möglichen Zufahrten bzw. Aufstellflächen der Feuerwehr zu 
berücksichtigen.

Bodenschutz
•	 Die Bodenarbeiten sind nach den einschlägigen Vorschriften der DIN 18 915 („Vegetationstechnik im Land-

schaftsbau – Bodenarbeiten“) durchzuführen. Innerhalb des Baufeldes sind ggfs. vorhandene Oberböden 
abzutragen, zwischenzulagern und an den begrünten Bereichen, nach Möglichkeit am gleichen Standort 
wieder einzubauen. Zuvor sind verdichtete Unterböden wieder aufzulockern. 

•	 Es wird auf die DIN 19639 zum baubegleitenden Bodenschutz und die DIN 19731 zur Verwertung von 
Bodenmaterial verwiesen.

Bergbau
•	 Das Plangebiet befindet sich in einem Bereich einer ehemaligen Eisenerzkonzession. Aus den Unterlagen 

geht jedoch nicht hervor, ob diesbezüglich unter diesem Gebiet Bergbau umgegangen ist. Es wird daher ge-
beten bei Ausschachtungsarbeiten auf Anzeichen von altem Bergbau zu achten und dies gegebenenfalls 
dem Oberbergamt mitzuteilen.

Deutsche Telekom Technik GmbH
•	 Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationsli-

nien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zu-
gang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Ab-
zweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie gefahr-
los geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Bei konkreten Bauvorhaben ist 
eine Planauskunft und Einweisung von der zentralen Planauskunft Südwest einzufordern. Die Kabelschutz-
anweisung der Telekom ist zu beachten. Sollte an dem betreffenden Standort ein Anschluss an das Telekom-
munikationsnetz der Telekom benötigt werden, bittet die Telekom zur Koordinierung mit der Verlegung an-
derer Leitungen sich rechtzeitig in Verbindung zu setzen.

Stadtwerke Saarbrücken Netz AG
•	 Es wird darauf hingewiesen, dass die im Plangebiet befindlichen Versorgungsanlagen jederzeit frei zugäng-

lich und die Trassen mit Baustellenfahrzeugen befahrbar sein müssen. Ein Überbauen mit Gebäuden oder 
befestigten Oberflächen, sowie die Bepflanzung von Bäumen und Buschwerk sind unzulässig.

HINWEISE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)

•	 Die Entwässerung erfolgt im Trennsystem.

•	 Das Schmutzwasser wird durch Anschluss an den vorhandenen ZKE-Schmutzwasserkanal entsorgt.

•	 Das unbelastete Niederschlagswasser könnte, sofern mit einem Bodengutachten die Versickerungseignung 
bestätigt wird, auf dem Grundstück über die belebte Bodenzone versickern. Andernfalls ist das 
Niederschlagswasser zwischenzuspeichern oder zu nutzen bzw. durch einen Überlauf in das bestehende 
Kanalsystem einzuleiten.

•	 Die Planung und die Bauausführung für die Entwässerungsanlagen sind mit der ZKE abzustimmen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

•	 Werbeanlagen: Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig, Fremdwerbung ist unzulässig. 
Ausgenommen hiervon sind gemeinsame Hinweisschilder oder -tafeln mehrerer Betriebe (Sammel-Hinweis-
schilder). Innerhalb des Plangebietes ist nur ein solches Hinweisschild zulässig. Die Höhe der Hinweisschilder 
oder -tafeln darf max. 2,5 m betragen. Zusätzlich ist ein Pylon / eine Stele mit einer Höhe von 3,0 m zulässig. 
Unzulässig sind Wechselbild-Werbeanlagen, blinkende Leuchtreklamen sowie zeitweise und sich ständig be-
wegende Werbeanlagen. Werbeanlagen am Gebäude sind nur in der Höhe bis maximal Brüstungsoberkante 
1. OG zulässig.

•	 Dächer: Die Errichtung von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie (Photovoltaik, Solare Wärmenutzung) 
auf den Dachflächen ist zulässig. 

•	 Fassaden: Fassadenbegrünungen sind ausdrücklich erwünscht.

•	 Böschungen, Abgrabungen, Aufschüttungen, Stützwände: Die Anlage von Böschungen, Abgrabungen, Auf-
schüttungen, Stützwände ist bis zu einer Höhe von 3 m zulässig. Böschungen, Abgrabungen, Aufschüttungen, 
Stützwände und Einfriedungen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.

•	 Sonstiges: Mülltonnen sind in den zur öffentlichen Straßenverkehrsfläche orientierten Bereichen entweder in 
Schränken einzubauen oder sichtgeschützt aufzustellen.

•	 Einfriedungen: Einfriedungen (Hecken, Zäune) sind bis zu einer Höhe von 2,0 m zulässig.

•	 Stellplätze: Je 8 bis 12 stationäre Betten in Pflegeeinrichtungen ist ein Pkw-Stellplatz nachzuweisen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG

SO SONSTIGES SONDERGEBIET, HIER: SENIORENHEIM (SO 1 & 2)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 BAUNVO)

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

GOKmax.

HÖHE BAULICHER UND SONSTIGER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE 
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

III ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

3. BAUWEISE, BAUGRENZEN

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

4. VERKEHRSFLÄCHEN

ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: VIER ÖFFENTLICHE UND VIER PRIVATE STELLPLÄTZE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

ANSCHLUSS AN DIE ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE; HIER: EIN- UND AUSFAHRTBEREICH ÜBER DEN FUSSWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

5. FLÄCHEN ZUR ANPFLANZUNG VON BÄUMEN STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25A BAUGB)

6. ERHALTUNG VON BÄUMEN STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

ERHALTUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25B BAUGB)

7. SONSTIGE PLANZEICHEN

FLÄCHEN, DEREN BÖDEN ERBLICH MIT UMWELTGEFÄHRDENDEN STOFFEN BELASTET SIND; HIER: ALTLASTENVERDACHTSFLÄCHE 
„SB_22302“
(§ 9 ABS. 5 NR. 3 UND ABS. 6 BAUGB)

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHES MASS DER NUTZUNG; HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE 

BESTANDSGEBÄUDE
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Nutzung
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Grundflächenzahl
Höhe baulicher 
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Bauweise -

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

BEBAUUNGSPLAN NR. 242.06.00 „VIKTOR-TESCH-ALLEE“ IM STADTTEIL BURBACH
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ÜBERSICHTSPLAN

M 1:10.000; Quelle: Landeshauptstadt Saarbrücken
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Altlastverdachtsfläche
Für das Plangebiet weist das Kataster für Altlasten und altlastverdächtige Flächen folgenden Eintrag auf: 
•	 SB_22302 „Gärtnerei“, Status: Altlastverdachtsfläche 
Durch den langjährigen Umgang mit wassergefährdenden Stoffen besteht der Verdacht der schädlichen Boden-
veränderung durch gärtnereispezifische Schadstoffe. Oft werden Gärtnereien mit Heizöl beheizt. D. h. es ist mit 
einem oder mehreren Heizöltanks größerer Volumina, evtl. einem Heizhaus, sowie zugehörigen Leitungen, mög-
licherweise Glycolbehältnissen als Frostschutz, zu rechnen. Gärtnereispezifisch ist von einem erfolgten Einsatz 
von Pflanzenschutzmittel auszugehen. (s. ergänzend auch Festsetzung der bedingten Zulässigkeit empfindlicher 
Nutzungen gem. § 9 Abs. 2 BauGB).

KENNZEICHNUNGEN GEM. § 9 ABS. 5 BAUGB

P/St

Dieser Bebauungsplan wurde nach der öffentlichen Auslegung an folgenden Stellen geändert: 
•	 geringfügige Erweiterung der überbaubaren Grundstücksfläche (Baugrenze) in Richtung Norden zur Viktor-

Tesch-Allee
•	 Anpassung und Ergänzung der grünordnerischen Festsetzungen zur Intensivierung der Begrünung
Die Grundzüge der Planung sind durch die vorgenannten Änderungen nicht betroffen. 


